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Macri wirbt für sein Land
Treffen mit Merkel in Berlin / Argentinien nimmt Syrer auf
Angela Merkel und Mauricio Macri bei der Pressekonferenz in Berlin. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Deutschland und Argentinien wollen ihre wirtschaftliche Kooperation ausbauen. Bundeskanzlerin Angela Merkel kündigte am Dienstag nach ihrem Gespräch mit Staatspräsident Mauricio Macri im Kanzleramt die Unterstützung im Bereich Energie, Landwirtschaft und Infrastruktur an.
„Der Präsident hat in kurzer Zeit seit der Amtsübernahme wichtige Pflöcke eingeschlagen.“ Dies mache die Öffnung Argentiniens zur Welt wieder möglich, betonte sie. Beim ersten offiziellen Besuch Macri als Präsident in Deutschland lobte Bundeskanzlerin Angela Merkel die jüngsten Entwicklungen Argentiniens.
Merkel betonte, die Bundesregierung sei offen für Verhandlungen über ein Handelsabkommen zwischen der EU und dem Mercosur. Die Kanzlerin hob hervor, dass sich die Beziehungen Deutschlands zu Südamerika sich auch nach den Austritt Großbritanniens aus der EU nicht verändern würden.
Merkel lobte den wirtschaftlichen Reformkurs der argentinischen Regierung unter Präsident Macri. Sie sagte aber auch, dass die Anwendung marktwirtschaftlicher Prinzipien beispielsweise im Energiebereich auch ein harter Einschnitt für Menschen mit einem niedrigeren Einkommen darstelle. Mittel- und langfristig zahlten sich die Maßnahmen jedoch aus, insbesondere bei der Entstehung von Arbeitsplätzen und neuer Chancen für junge Menschen, betonte sie.
Die Bundeskanzlerin sagte Macri deutsche Unterstützung zu. „Deutsche Unternehmen, die schon lange in Argentinien tätig sind, können unter anderem das Thema Berufsausbildung stärken“, sagte sie. Die Bundesregierung werde Argentinien bei der Modernisierung der Infrastruktur, im Bereich der Landwirtschaft und beim Ausbau erneuerbarer Energien unterstützen, so Merkel weiter.
Merkel lud Präsident Macri zum G20-Treffen im kommenden Jahr nach Deutschland ein. „Wir werden auch in diesem Zusammenhang sehr eng zusammenarbeiten“, erklärte sie. Der argentinische Präsident betonte: „Wir müssen im Team arbeiten. Auch globale Bedrohungen wie der Kampf gegen organisiertes Verbrechen und Terrorismus sind wichtige Bereiche.“
Macri unterstrich, dass seine Regierung bestrebt sei, sich in der Welt zu integrieren und wieder Teil der Weltagenda zu werden. „Wir glauben, dass wir, wenn wir die Beziehungen mit neuen Netzwerken ausbauen, eine neue Zukunft bauen werden.“
Der Präsident ging auf die Geschichte der deutsch-argentinischen Beziehungen ein. Deutschland habe durch Einwanderung und mit Unternehmen schon immer eine sehr starke Präsenz in Argentinien gehabt. Den Austausch gelte es jetzt wieder zu fördern. Als Beispiele nannte er das Abkommen zwischen dem argentinischen Nationalinstitut für industrielle Technologie (INTI) und der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt, aber auch die vereinbarte Partnerschaft zwischen der Deutschen Post und der argentinischen angeht. Zudem verwies Macri auf Vereinbarungen im Bereich des Gesundheitswesens, im Transportbereich und im Sozialbereich, die während seines Besuchs in Berlin unterzeichnet wurden. „Wir wollen, dass viele Deutsche nach Argentinien kommen, um zu investieren oder einfach um dort zu leben“, lud der Präsident in sein Land ein: „Die Türen stehen offen.“
Macri war bereits am Vormittag von Bundespräsident Joachim Gauck empfangen worden. Außerdem traf er die Bundesminister Sigmar Gabriel (Wirtschaft) und Frank-Walter Steinmeier (Außen) zu Gesprächen und sprach auf Einladung des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK) vor 300 Unternehmern und Wirtschaftsvertretern.
Des Weiteren traf Macri mit dem argentinischstämmigen Stardirigenten Daniel Baremboim, dem Generalmusikdirektor der Staatsoper Unter den Linden, zusammen. Bei der Gelegenheit bestätigte Macri seine Absicht, 3000 syrische Flüchtlinge in Argentinien aufzunehmen. Eine entsprechende Ankündigung hatte der Präsident bereits zuvor am Montag bei seinem Besuch in der EU-Kapitale Brüssel gemacht. Bei den Gesprächen mit EU-Außenministerin Federica Mogherini und EU-Ratspräsident Donald Tusk machte sich Macri für das geplante Handelsabkommen zwischen Mercosur und EU stark. Des Weiteren warb er dafür, die Einfuhrbeschränkungen für argentinischen Biodiesel aufzuheben. Macri machte außerdem klar, dass sich an den Souveränitätsansprüchen seines Landes auf die Malwinen-Insel unabhängig von dem Ausscheiden Großbritanniens aus der EU nichts ändern werde: „Unser Anspruch wird sich niemals ändern.“
Sozialabkommen auf dem Weg
Buenos Aires (AT/mc) - Während des Besuchs von Mauricio Macri in Berlin haben sich Deutschland und Argentinien auf die Wiederaufnahme der Verhandlungen zu einem Abkommen über Soziale Sicherheit verständigt. In der gemeinsamen Absichtserklärung, die von der deutschen Staatssekretärin Yasmin Fahimi und der argentinischen Außenministerin Susana Malcorra unterzeichnet wurde, heißt es:
„Die Regierung der Argentinischen Republik und die Regierung der Bundesrepublik Deutschland teilen die Auffassung, dass die Unterzeichnung eines bilateralen Abkommens über Soziale Sicherheit von großem Nutzen für die Bürger beider Länder wäre.(...) Beide Seiten haben sich nunmehr auf Folgendes verständigt:
I. Die bereits weit fortgeschrittenen Verhandlungen über ein bilaterales Abkommen über Soziale Sicherheit sollen wieder aufgenommen werden. Das Abkommen soll insbesondere Regelungen über Direktzahlungen von Renten an die Berechtigten erhalten.
II. Zu diesem Zweck wollen die zuständigen Fachministerien zeitnah zusammenkommen und sich bemühen, möglichst schnell einen Abschluss zu erreichen.“
Wie das Bundeswirtschaftsministerium auf unsere Nachfrage mitteilte, ist man in Berlin zuversichtlich, noch in diesem Jahr zu einem Abschluss zu kommen. Das zwischenzeitliche Stocken der 2009 begonnenen Verhandlungen habe an „Differenzen bei der Abwicklung des Zahlungsverkehrs“ gelegen, erläuterte ein Sprecher des Ministeriums.
Argentinien
CFK wieder in Buenos Aires
Ex-Staatschefin sieht sich juristisch verfolgt
Wie im April wurde Cristina in Aeroparque auch diesmal von ihren Anhängern gefeiert. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Cristina Fernández de Kirchner ist zurück in Buenos Aires. Am späten Samstagabend bereiteten Tausende Anhänger der einstigen Staatschefin bei Regenwetter am Flughafen Aeroparque einen herzlichen Empfang. Auch vor der Wohnung Kirchners im Stadtteil Recoleta hatten sich zahlreiche Menschen eingefunden, um der Politikerin zuzujubeln.
Diese gab an, aufgrund des 26. Geburtstags ihrer Tochter Florencia in die Hauptstadt gekommen zu sein. Aber auch nicht näher definierte politische Gespräche stünden auf ihrem Programm, erläuterte die Ex-Präsidentin gegenüber dem Fernsehsender C5N. Der Gerichtstermin wegen verlustträchtiger Dollargeschäfte der Zentralbank während ihrer Präsidentschaft spiele da nur eine untergeordnete Rolle.
In dem TV-Interview mit dem Journalisten Roberto Navarro erklärte Cristina gleichwohl, dass sie von der Justiz verfolgt werde. „Das ist ganz klar und offenkundig. Ich dürfte wohl die einzige Person sein, gegen die in ein und derselben Angelegenheit gleich zwei Richter ermitteln“, beklagte sie sich.
Drei Tage nach dem TV-Auftritt dürfte sich Cristinas Wut auf die Judikative noch gesteigert haben: Richter Claudio Bonadio, der die Dollargeschäfte untersucht, verhängte ein Verfügungsverbot für die Ex-Präsidentin, das alle ihre Güter umfasst.
Um den im Raum stehenden Korruptionsvorwürfen während ihrer Regierungszeit entgegenzutreten, hatte Kirchner auf C5N eine Überprüfung der Vergabe von öffentlichen Bauten angeregt. Diese solle von der Justiz durchgeführt werden. „Einfach zu behaupten, es habe eine Praxis von Überpreisen gegeben, ist hirnverbrannt.“ Die Ex-Präsidentin wies zudem darauf hin, dass 60 Prozent der Mittel für öffentliche Bauten nicht durch die Nation, sondern auf niedrigeren politischen Ebenen gesteuert würden.
Nichtsdestotrotz ging die einstige Staatschefin auf ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu dem wegen Korruptionsverdachts in Untersuchungshaft sitzenden Bauunternehmer Lázaro Báez sowie zu dem der Steuerhinterziehung bezichtigten Medien- und Glücksspielunternehmer Cristóbal López ein: „Ich vermiete ihnen Immobilien und sie zahlen mir Miete. Da gibt es überhaupt nichts Merkwürdiges.“ Kirchner beklagte, dass dies in den Medien ungleich mehr Beachtung finde als der Umstand, dass ihr Amtsnachfolger Mauricio Macri sein Haus im noblen Hauptstadtviertel Barrio Parque an seinen Geheimdienstchef Gustavo Arribas vermiete.
Die Vorwürfe, die Kirchners hätten durch die Vermietung ihrer Hotels in El Calafate an Báez an der Korruption teilgehabt, seien jedenfalls absurd: „Wer glaubt im Ernst, dass man Bestechung in Milliardenhöhe durch die Vermietung von Hotelzimmern tarnen kann?“ Es wäre zudem der erste Fall in der Geschichte, in dem man auf angebliche Korruptionsgelder noch Steuern zahle, schließlich würden ja die Hoteleinnahmen versteuert.
Mit Blick auf die Gegenwart beklagte Kirchner die „brutalen Sozialkürzungen“, für die die Macri-Regierung verantwortlich sei. Es finde eine Umverteilung zugunsten der Wirtschaftsmonopole statt, die auf Kosten der breiten Bevölkerung gebe. „Die neuen Armen und die allgemeine gesellschaftliche Situation sind Folgen der Maßnahmen dieser Regierung“, so Kirchner, die gleichzeitig der Opposition attestierte, zu ideenlos zu sein.
Argentinien
Zweite 200-Jahrfeier
Argentinien feiert seine Unabhängigkeit in Tucumán
Buenos Aires (AT/mc) - Argentinien feiert zum zweiten Mal innerhalb von sechs Jahren sein 200-jähriges Bestehen („Bicentenario“). Bezogen sich die Feierlichkeiten vor sechs Jahren auf die Mairevolution vom 25. Mai 1810, wird diesmal des Kongresses von Tucumán gedacht, der am 9. Juli 1816 stattfand. Damals erklärte die in der Provinzstadt im Nordwesten tagende Versammlung der Vereinigten Provinzen des Río de la Plata die Unabhängigkeit von Spanien.
Zum Auftakt des Festprogramms begaben sich am Mittwoch die Mitglieder des aktuellen Kongresses der Nation nach Tucumán. Die Abgeordneten und Senatoren versammelten sich am historischen Unabhängigkeitshaus zu einem Gruppenbild, ehe sie im San Martín-Theater der Provinzhauptstadt eine Sondersitzung abhielten. Neben der Vizepräsidentin und Senatsvorsitzenden Gabriela Michetti standen Abgeordnetenhauspräsident Emilio Monzó, Senatsvizepräsident Federico Pinedo sowie Tucumáns Gouverneur Juan Manzur an der Spitze des Festakts.
Allerdings fehlten nicht wenige Abgeordnete und Senatoren der Kirchner-treuen Siegesfront“ (FPV). „Die Hälfte unserer Fraktion ist zwar da. Manche konnten aber aus persönlichen Gründen nicht kommen“, erläuterte FPV-Senator Juan Manuel Abal Medina. Auch José Luis Gioja, der Vizepräsident des Abgeordnetenhauses und Vorsitzende der Peronistischen Partei (PJ), die Teil der „Siegesfront“ ist, war nicht vor Ort.
Präsident Mauricio Macri fährt am heutigen Freitag in den Nordwesten des Landes. Er nimmt zunächst an einer Nachtwache in der Quebrada de Humahuaca teil. Die Schlucht war Schauplatz einiger Schlachten des Unabhängigkeitskampfes. Am morgigen Sonn-abend begibt er sich nach Tucumán, um den zentralen Feierlichkeiten vorzustehen. Als Ehrengäste werden dann unter anderen der einstige spanische König Juan Carlos sowie die Staatsoberhäupter Italiens, Chiles, Paraguays und Uruguays: Sergio Mattarella, Michelle Bachelet, Horacio Cartes und Tabaré Vázquez erwartet.
Auf dem Programm stehen am Sonnabend ein Gottesdienst, ein Festakt im Unabhängigkeitshaus und ein Festumzug, an dem sowohl zivile wie militärische Gruppen und Aufgabenträger teilnehmen.
Da der 9. Juli auf einen Sonnabend fällt, hat der Gesetzgeber einen der beiden pro Jahr zur Verfügung stehenden touristischen Brückentage auf den vorangehenden Freitag (8. Juli) gelegt. Auf diese Weise kommen die Argentinier zum Bicentenario in den Genuss eines langen Wochenendes.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Bemühen um Rosengarten
Der Rosengarten im Park Chacabuco soll wieder neu hergerichtet werden. Dies kündigten die Stadtregierung und die koreanische Vereinigung in Argentinien an. Der Rosengarten, der in den 30er Jahren angelegt wurde, war in den vergangenen Jahren vernachlässigt worden. Gepflanzt werden sollen neben Rosen auch Begonien und Petunien. Der Rosengarten befindet sich in der Parkanlage des gleichnamigen Stadtteils im Südwesten der Hauptstadt. Das gesamte Grünareal hat eine Fläche von 22 Hektar. Der Park verlor viel von seinem Reiz, als die Autobahn „25 de Mayo“ durch das Gebiet gebaut wurde. In der Gegend siedeln seit den 50er Jahren zahlreiche Koreaner, die sich für die Instandsetzung des Rosengartens einsetzen. Sie wollen sich nicht nur um Wiederherstellung der Anlage, sondern auch um deren künftige Pflege kümmern. „Die koreanische Gemeinschaft leistet einen sehr großzügigen Beitrag und setzt ein großes Zeichen des Zusammenlebens“, so der städtische Umweltminister Eduardo Macchiavelli.
Ausufernde Gewalt
Vier Polizisten sind infolge ihres Einsatzes gegen Demonstranten in Ituzaingó (Provinz Buenos Aires) vorläufig vom Dienst suspendiert worden. Die Beamten sollen gemäß einem Bericht der Zeitung „Página/12“ mit Steinen geworfen haben, um einer aufgebrachten Menge Einhalt zu gebieten. Demonstranten protestierten vor einem Wanderzirkus, dessen Mitarbeiter man einer angeblichen Kindesentführung bezichtigte. Ituzaingós Bürgermeister Alberto Descalzo machte Rowdys des Fußballclubs Atlético Ituzaingó für die Zwischenfälle verantwortlich. Sie randalierten bei dem Zirkus und begannen, mit Steinen nach Polizisten zu werfen. Die Ordnungshüter antworteten zunächst mit Gummigeschossen. Drei Beamten wurden bei den Ausschreitungen verletzt. Acht Demonstranten wurden festgenommen. Der Bürgermeister betonte, dass es keine Entführung von Kindern gegeben habe. Die Vorwürfe gegen die Zirkusleute entbehrten jeder Grundlage.
Neue Geldscheine
Seit wenigen Tagen gibt es in Argentinien eine neue Banknote: Sie ist grün und zeigt einen Jaguar. Das Wichtigste aber ist: Ihr Wert beträgt 500 Pesos. Der neue Schein ist somit die wertmäßig höchste Banknote der argentinischen Währung. Nationalbankchef Federico Sturzenegger stellte die Neuheit vor. Die Einführung war angesichts der seit Jahren anhaltenden Inflation längst überfällig. Schließlich betrug der Gegenwert des 100-Peso-Scheins, bislang die wertvollste Banknote, gerade einmal sechs Euro - nur ein Euro mehr als der kleinste Schein der europäischen Gemeinschaftswährung (5 Euro). Sturzenegger kündigte zudem weitere neue Scheine an, die ebenfalls mit einheimischen Tieren verziert sein sollen: Ein 20-Peso-Schein mit einem Guanaco, ein 50er mit einem Kondor, ein 100er mit einem Nordandenhirsch (Taruca). Neu eingeführt werden sollen ein 200-Peso-Schein mit einem Walfisch sowie schließlich ein 1000-Peso-Schein mit einem Töpfervogel.
Neue Waggons
Mit 36 nagelneuen Waggons hat die hauptstädtische U-Bahnlinie H am Montag ihren Betrieb wieder aufgenommen. Vorausgegangen war eine einwöchige Unterbrechung des Fahrservice, die nötig war, um die neuen Zügen bereitzustellen. Die Waggons des französischen Herstellers „Alstom“ sind aus nichtrostendem Stahl. Sie sind mit Klimaanlagen, Sicherheitskameras, Datenschreiber und speziellen Stoßstangen ausgestattet. Die Linie H verläuft auf einer Länge von 7,3 Kilometern zwischen den Endstationen „Las Heras“ (Recoleta) und „Hospitales“ (Parque Patricios). Sie wird täglich von rund 100.000 Fahrgästen genutzt. Die Stadtregierung kündigte des Weiteren an, in diesen Tagen die Station „Santa Fe“ einzuweihen. Diese wird die Linie H mit der Linie D verbinden. Das Deutsche Krankenhaus (Hospital Alemán), das nahe der neuen Station gelegen ist, wird so für viele leichter zu erreichen sein.
Ausgeliefert
Der vor drei Wochen festgenommene Justizflüchtling Ibar Pérez Corradi ist am Dienstag von Paraguay an Argentinien ausgeliefert worden. Kurz nach 18 Uhr kam der Mann, dem vorgeworfen wird, Anstifter des Mordes an drei Geschäftsleuten in General Rodríguez 2008 gewesen zu sein, mit einem Militärflugzeug in Buenos Aires an. Pérez Corradi gilt als Schlüsselfigur im illegalen Handel von Ephedrin, das als Grundstoff für die Droge Crystal Meth verwendet wird. Er war vier Jahre lang flüchtig und wurde am 17. Juni in Foz de Iguazú (Brasilien) verhaftet. (AT/mc)
Meinung
200 Jahre Unabhängigkeit
Argentinien feiert morgen, am 9. Juli, zweihundert Jahre Unabhängigkeit von der spanischen Kolonialmacht. Damals waren Republiken weltweit eine Ausnahme. Nur die Schweiz seit mehreren Jahrhunderten in Europa und die Vereinigten Staaten nach ihrer Trennung von Großbritannien waren ebenfalls Republiken, ansonsten regierten Könige, Prinzen und andere Fürsten ohne oder mit machtlosen Parlamenten, ausgenommen in Großbritannien, wo zwar ein König, beziehungsweise eine Königin dem weltweiten Imperium („Empire“) vorsteht, aber die politische Macht vom gewählten Parlament ausgeübt wird.
Britische Kriegsschiffe hatten wenige Jahre vor der Unabhängigkeit Buenos Aires als Hauptstadt des Vizekönigreichs Río de la Plata („Virreinato“) zwei Mal eingenommen, wurden aber von der Bevölkerung geschlagen, welcher Erfolg den Samen für die Revolution vom 25. Mai 1810 legte. Das war indessen noch keine echte Unabhängigkeit, zumal die Provinzen, damals genannt „Intendencias“, im Landesinneren kaum mitmachten. Seither begeht Argentinien zwei Unabhängigkeitstage.
Eine Volksversammlung in Buenos Aires, genannt „Asamblea de 1813“, eröffnete den Weg zur endgültigen Befreiung von der spanischen Kolonialmacht. Argentinien hieß damals „Provincias Unidas del Sud“, im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten von Nordamerika.
Die Versammlung in Tucumán im Nordwesten Argentiniens war eine Folge der Entscheidungen der erwähnten Versammlung von 1813 mit dem Hintergedanken der Unabhängigkeitserklärung, wiewohl damals auch Vorschläge diskutiert wurden, einen Inka aus Peru als Herrscher oder ein britisches Protektorat zu bestimmen.
Nach mehrtägigen Diskussionen in Tucumán siegte schließlich die Unabhängigkeit. General José de San Martín, der in Mendoza regierte und sich vorbereitete, um zuerst Chile als Nachbarn und anschließend Peru von der spanischen Herrschaft zu befreien, drängte auf die Unabhängigkeitserklärung in Tucumán, ebenso General Miguel Martín de Güemes in Salta, wo er gegen die spanischen Heere kämpfte. Nach mehrwöchigen Diskussionen kam es schließlich zur endgültigen Unabhängigkeitserklärung in Tucumán, die am 9. Juli 1816, ausgerufen wurde. Der Landesname „Argentinien“, also das Silberland (Lateinisch „argentum“), bezogen auf die Silberminen in Potosí, heute Bolivien, verdrängte die Bezeichnung der vereinten Provinzen vom Süden. Dabei blieb es bis heute.
Die Stadt Buenos Aires wurde freilich erst 1880 nach der Niederschlagung einer Revolte des damaligen Gouverneurs der gleichnamigen Provinz, Carlos Tejedor, abgetrennt und um die Stadtteile Flores, Belgrano und Palermo erweitert. Die Unabhängigkeit blieb bestehen, derweil auch andere Länder Süd- und Mittelamerikas den gleichen Weg beschritten. Die Vizekönige in Lima, Peru, und Mexiko wurden ebenso wie vorher in Buenos Aires abgesetzt. Die Befreiungskriege endeten 1825 nach der Schlacht von Ayacucho. General Simón Bolívar in Venezuela und General San Martín in Argentinien waren die Helden der Befreiung. Nach ihnen ist unter anderem auch ein Fußballturnier benannt. Die besten Vereinsmannschaften Südamerikas spielen alljährlich um die „Copa Libertadores de América“.
Meinung
Keine Alternative für Deutschland
Von Stefan Kuhn
Man muss ihr Zeit lassen, schließlich hat die rechtspopulistische Alternative für Deutschland (AfD) erst drei Jahre auf dem Buckel. Als die Grünen, die erfolgreichste neugegründete Partei nach 1949, so alt war, gab es auch heftigen Richtungsstreit, der sich über neun Jahre hinzog und auch heute noch immer mal wieder sichtbar wird. Warum sollte das bei der AfD anders sein? Es ist anders, vor allem heftiger und persönlicher.
Die 2013 gegründete Partei hat sich vor einem Jahr zu ersten Mal gespalten. Der wirtschaftsliberale Parteigründer und -sprecher Bernd Lucke trat mit Gesinnungsgenossen aus und gründete die Allianz für Fortschritt und Aufbruch (ALFA), die bei den diesjährigen Landtagswahlen nicht über ein Prozent kam. ALFA ist lediglich im Europaparlament vertreten und das nur, weil sich fünf der sieben AfD-Abgeordneten der neuen Partei anschlossen. Dort gehört ALFA zur Fraktion der Europäischen Konservativen und EU-Skeptiker, die von den britischen Torys und der polnischen Regierungspartei PiS dominiert wird.
Für die Rest-AfD bedeutete die Spaltung einen Rechtsruck, der ihr allerdings nicht schadete. Sie profitiert heute von der Flüchtlingskrise und ist vor allem im Osten der Republik, wo Pegida und NPD ihr Unwesen treiben, auch für rechtsextreme Wähler attraktiv. Die dortigen AfD-Landesverbände sind im parteipolitischen Spektrum auch deutlich weiter rechts zu verorten als die meisten im Westen der Republik.
Die Spaltung war zweifellos eine ideologische Frage, eine Richtungsentscheidung. Die AfD will wie ihr österreichisches Pendant FPÖ mit fremdenfeindlichen Parolen punkten. Tiefer gehende Wirtschaftsfragen sind nicht ihr Ding. Das überfordert Wähler, die Angst vorm Halbmond und osteuropäischen Billigarbeitern haben. Mit wirtschaftsliberalen Konzepten kann man den großen Parteien auch kaum Wähler abjagen, höchstens der FDP. Die Neuausrichtung hatte Erfolg. Bei den jüngsten Landtagswahlen gewann allein die AfD. In Sachsen-Anhalt kam die Partei auf 24,3 Prozent, wurde zweitstärkste Fraktion und liegt nur noch gut fünf Prozentpunkte hinter der CDU. In Baden-Württemberg kam sie aus dem Stand auf 15 Prozent und überholte die SPD. In Rheinland-Pfalz wurde sie mit 12,8 Prozent drittstärkste Kraft vor den Grünen und der FDP.
Der Richtungsstreit war allerdings auch von persönlichen Animositäten geprägt. Es war auch ein Putsch gegen den oft selbstherrlich auftretenden Parteigründer Bernd Lucke. Protagonistin des Putsches war die heutige Parteivorsitzende Frauke Petry, damals eine von drei Sprechern der AfD. Aber inzwischen bläst auch ihr der Wind ins Gesicht. Jörg Meuthen, ihr gleichberechtigter Partner in der derzeitigen AfD-Führung, hat ihr den Kampf angesagt.
Meuthen zählt zum verbliebenen Rest der Wirtschaftsliberalen in der Partei. Petry dagegen wird den Nationalkonservativen zugeordnet, aber um ideologische Fragen geht es dabei weniger. Meuthen und andere führende AfD-Politiker wollen die bisweilen erratisch agierende Petry loswerden. Man wirft ihr politische Konzeptlosigkeit vor. Sicher ist, dass ihr Ego dem von Lucke in nichts nachsteht. Um Petry loszuwerden, hat sich Meuthen mit Rechtsauslegern der Partei wie Vorstandsmitglied Alexander Gauland und dem sachsen-anhaltinischen Fraktionschef Bernd Höcke verbündet.
Petry gibt nicht kampflos auf. Mit ihrer jüngsten Aktion hat sie aber wohl den Anfang von ihrem eigenen Ende eingeleitet. Meuthen wollte den mit Antisemitismus-Vorwürfen belasteten AfD-Abgeordneten Wolfgang Gedeon aus der Fraktion im Stuttgarter Landtag ausschließen lassen, scheiterte aber an der erforderlichen Zweidrittelmehrheit. Er verließ daraufhin die Fraktion mit zwölf weiteren Abgeordneten und gründete die Alternative für Baden-Württemberg.
Petry wollte sich als Schlichterin des Streits darstellen, das heißt Meuthen brüskieren, der seine Fraktion offensichtlich nicht unter Kontrolle hat. Sie fuhr nach Stuttgart, überredete Gedeon, die Fraktion zu verlassen, und scheiterte grandios. Meuthen blieb stur. Im Stuttgarter Landtag gibt es jetzt eine zwei Alternativen: eine für Deutschland (9 Abgeordnete) und eine für Baden-Württemberg (13 Abgeordnete). Petry, für die Meuthen erfolglos ein Hausverbot für den Stuttgarter Landtag aussprechen lassen wollte, wird nun in der Partei kritisiert, weil sie sich in die Angelegenheiten eines Landesverbands eingemischt hat.
Das letzte Wort ist in dieser Hinsicht allerdings noch nicht gesprochen. Petry ist angezählt, aber noch nicht k.o... Und selbst wenn sie aufgeben sollte, der nächste Krach steht schon bevor. Es ist kaum vorstellbar, dass sich Meuthen und die Rechtsaußen Gauland und Höcke weiter vertragen, wenn ihre gemeinsame Gegnerin Petry erst mal weg ist.
Bisher haben die internen Streitereien der AfD nicht geschadet. Das liegt einerseits am Osten Deutschlands, wo die Partei Überfremdungsängste schürt und der NPD das Wasser abgräbt. Im Westen kann die AfD weniger auf dieses Wählerpotenzial zurückgreifen. Dort gibt sie sich gemäßigter, profitiert aber auch von der Kritik an der Flüchtlingspolitik von Bundeskanzlerin Angela Merkel und von der Sozialdemokratisierung der CDU. Dadurch ist im politischen Spektrum Platz für eine nationalkonservative Partei rechts von der Union geworden - eine politische Ideologie, die durchaus ihre Daseinsberechtigung hat.
Dafür braucht die AfD allerdings ein klares politisches Profil. Die Flüchtlingskrise ist ein temporäres Problem, dessen politische Bedeutung schwindet. Europakritik scheint derzeit auch kein nachhaltiges Thema zu sein. Großbritannien leidet schon jetzt an der Brexit-Entscheidung, obwohl das Land den Austritt noch gar nicht eingeleitet hat. Zur Nachahmung lädt das nicht ein.
Mit Islamfeindlichkeit, Überfremdungsängsten und EU-Kritik kann man sich nicht dauerhaft in der Parteienlandschaft etablieren. Das sind Themen, die tagesaktuell sind und mittelfristig verschwinden. Das wird auch mit der AfD geschehen, wenn sie es nicht schafft, andere Politikfelder zu belegen. Scheitert die Partei daran, könnte sie durch eine entsprechende Radikalisierung anstelle der NPD eine ostdeutsche Regionalpartei werden. Eine Alternative für Deutschland wäre die AfD dann nicht mehr, aber das war sie auch noch nie.
Meinung
Randglossen
Präsident Maurico Macri stellte bei seiner Europareise in Frankreich, Belgien und Berlin Argentinien vor, in krassem Gegensatz zu den Kirchners, für die europäische Großmächte ebenso wie die Vereinigten Staaten als abscheuliche Imperialisten, ebenso wie die sogenannten Korporationen als Feinde Argentiniens dargestellt wurden. Mit Macri kehrt Argentinien zu normalen Beziehungen mit USA und Europa zurück. Allerdings musste sich der Präsident lautstarke Beschimpfungen auf den Straßen gefallen lassen, während er sich mit Staats- und Regierungschefs unterhielt und Mitgliedern der CDU-nahen Adenauer Stiftung in Berlin Rede und Antwort stand. All das bezeugt, dass mit Macri wieder ein Präsident wie früher normale Beziehungen mit allen Ländern unterhält, wie es vor den Kirchnerregierungen üblich war.
Die Justiz spielt derzeit in Argentinien eine besondere Rolle. Täglich berichten die Medien über die jüngsten Korruptionsfälle sowie die Millionen Pesos und Dollar der Kirchners und ihrer Gefolgsleute. Der Bauunternehmer Lázaro Báez, dem die Kirchners rund 80 Prozent aller Ausschreibungen öffentlicher Bau mit Überpreisen zugeschlagen hat, die mutmaßlich die Bereicherung der beiden Kirchners finanziert haben. Báez sitzt inzwischen in Untersuchungshaft im Gefängnis von Ezeiza, derweil die Justiz ermittelt. Der Bautensekretär im Kabinett des Planungsministers Julio de Vido, José López, wurde zufälligerweise von der Polizei erwischt, als er Säcke mit Dollars und Pesos über die Mauern eines Klosters warf, um sie dort zu verstecken. Auslandskonten der vier Söhne und Töchter von Báez müssen sich auch hierfür verantworten. Die Korruptionsskandale werden von den Medien aufgedeckt und beherrschen die politische Szene in deutlichem Gegensatz zu Macri, der die Justiz nicht wie die Kirchners beeinflusst.
Natürlich ist es richtig, dass Österreich die Bundespräsidentenwahl wiederholt. Die Begründung des Obersten Gerichts ist schlüssig. Es gab Unregelmäßigkeiten bei der Auszählung der Briefwahlstimmen, wenn auch kein Wahlbetrug nachgewiesen werden konnte. Für die obersten Richter reichte es aus, dass ein Betrug möglich gewesen wäre. So richtig das ist, es ist gelinde gesagt, ausgesprochener Schwachsinn. Mit dieser Begründung könnte man auch eine Wahl annullieren, bevor sie überhaupt stattgefunden hat. Bei jeder Wahl ist Wahlbetrug möglich.
Man muss es nicht übertreiben. Der österreichische Schauspieler Christoph Waltz hat sicher Recht, wenn er den britischen Brexit-Kopf Nigel Farange als „Oberratte“ von denen bezeichnet, die das Schiff verlassen. Farange hat den Vorsitz seiner Anti-EU-Partei Ukip aufgegeben und will sich jetzt ins Privatleben zurückziehen. Das sinkende Schiff hat auch Premierminister David Cameron verlassen, der das ganze Desaster mit dem Brexit-Referendum provoziert hatte. Ebeso sein parteiinterner Rivale Boris Johnson, der Kopf der Brexit-Befürworter unter den Konservativen. Das Unwort „Ratten“ sollte man in dieser Hinsicht nicht benutzen, die Politiker haben lediglich ein sinkendes Schiff verlassen. Farange klammert sich allerdings noch an die Reling. Mit gutem Grund: Wer verzichtet schon auf rund 10.000 Euro monatlich an persönlichen EU-Subventionen? In dieser Höhe bewegt sich der Nettoverdienst von Farange als Abgeordneter des EU-Parlaments.
Wirtschaft
Macri dixit
Vor seinem Besuch in Berlin am vergangenen Dienstag sprach Präsident Mauricio Macri im Interview mit fünf deutschen Medien. Wir übernehmen seine Stellungnahmen zur Wirtschaft:
Sehen Sie eine neue Dynamik für ein Freihandelsabkommen zwischen Mercosur und EU?
Wir haben endlich die ersten Übereinkünfte getroffen. Wir wissen, dass es Jahre erfordern wird. Der technologische Beitrag Europas kann für uns sehr wichtig sein. Und wir wollen unsere Möglichkeiten im Agrar-Exportbereich verbessern.
Wie lange wird es brauchen, bis Argentinien das Erbe der linken Kirchner-Regierung überwunden hat?
Es ist, als ob ein Mieter die Wohnung absolut kaputt verlassen hat. Die erste Zeit ist dann noch schlimmer - man muss alles umbauen, neue Rohre und Kabel legen. In diesem Prozess befinden wir uns. Nächstes Jahr werden wir wachsen. Argentinien produziert heute Nahrung für 400 Millionen Menschen, in sechs Jahren werden wir 800 Millionen Menschen ernähren können. Das Wind- und Sonnenenergie-Potenzial ist enorm. Wir haben die zweitgrößten Schiefergas-Reserven der Welt. Und ich hoffe, dass Lufthansa mehr Flüge nach Argentinien starten wird. Wenn die Deutschen entdecken, wie ein Urlaub in Argentinien sein kann, reisen sie nie mehr an die spanische Küste. Wir planen, Ausländern die Mehrwertsteuer für Hotelübernachtungen zurückzugeben.
Warum soll ein deutsches Unternehmen nach den ständig wechselnden Spielregeln in Argentinien wieder investieren?
Weil wir Argentinier nach der traumatischen Erfahrung der vergangenen 12 und auch 25 Jahre gelernt haben. Wir haben ohne eigene Mehrheit im Parlament alle unsere Initiativen durchgebracht, auch mit Unterstützung jener, die bis vor kurzem in der Regierung waren. Dies zeigt den Weg: Es steht außer Frage, dass wir uns der Welt anschließen müssen, dass die Zukunft im Aufbau von Netzen und nicht in der Errichtung von Barrieren liegt, dass wir unsere Produktivität steigern müssen.
Warum kommt aber bisher die Ankurbelung der Wirtschaft nicht so in Tritt wie erwartet?
Die Landwirtschaft, der große Motor der argentinischen Wirtschaft, erlebt bereits eine Investitionsrevolution. Bei den öffentlichen Bauten hatten wir in den ersten Monaten einige Schwierigkeiten. Aber jetzt starten wir den größten Infrastrukturplan der Geschichte Argentiniens, bei dem ich hoffe, dass die deutschen Unternehmen mitmachen. Im zweiten Halbjahr wird es einen starken Rückgang der Inflation geben. Die in Argentinien ansässigen multinationalen Unternehmen haben bereits investiert. Ich erwarte, dass zu den Investitionen im Energiebereich andere hinzukommen. Das zweite Halbjahr wird besser als das erste. (dpa)
Wirtschaft
Báez beim Strassenbau mit Vorsprung an erster Stelle
Das staatliche Amt “Vialidad Nacional”, das für den Bau und die Erhaltung des nationalen Strassennetzes zuständig ist, gab bekannt, dass in den Jahren 2007-2011, die auf die zwei Regierungsperioden von Cristina Kirchner entfallen, das Unternehmen von Lázaro Báez, Austral Construcciones, Zahlungen von umgerechnet insgesamt u$s 2,20 Mrd. erhielt, fast doppelt so viel wie das folgende, JCR (von Juan Carlos Relats, der enge Beziehungen zu den Kirchners hatte), mit u$s 1,12 Mrd. Es folgen Roggio mit u$s 837 Mio., Rovella Carranza (die auch eine Verbindung zu den Kirchners hat) mit u$s 832,2 Mio., Iecsa (von Angelo Calcaterra, Vetter von Mauricio Macri) mit u$s 791,2 Mio., Decavial mit u$s 605,2 Mio., Chediak (Präsident der Bautenkammer) mit u$s 510,5 Mio., CPC (von Cristóbal López, auch enger Kirchner-Freund) mit u$s 429,9 Mio., Petersen (von der Familie Eskenazi, die die Bank von Santa Cruz übernommen hat und eng mit den Kirchners verbunden ist, denen sie als Strohmann bei der Übernahme von 25% von YPF diente) mit u$s 395,5 Mio., Electroingeniería (von Gerardo Ferreyra, ehemaliger Montonero-Terrorist und enger Freund des damaligen Präsidialsekretärs Zannini) mit $ 373,6 Mio., Equimac mit u$s 337,6 Mio., Gancedo mit u$s 324 Mio., Paolini Hnos mit u$s 304,6 Mio., Esuco mit u$s 295 Mio. u.a. Wie man aus der Liste entnimmt, hat der „Freundenkapitalismus“ der Kirchners auch bei Strassenbau gut funktioniert.
Was noch auffallender ist, ist die Tatsache, dass Vialidad Nacional der Firma Austral per Ende November überhaupt nichts schuldete, während die Schulden sonst sehr hoch waren. Ausgedrückt in Tagen lag der Zahlungsverzug bei Cartellone bei 497 Tagen, bei Mijovi bei 307 und dann abnehmend bis auf 77 Tage bei Chediak. Normalerweise erfolgen die Zahlung gegen Vorlegung der Bauzertifikate, die den Forschritt beim Bau einer Strasse beglaubigen. Doch Austral erhielt Zahlungen ohne Zertifikate, vor dem effektiven Bau, auch fur Strassen, die nicht fertiggestellt wurden. Austral Construcciones wurde erst 2003 gegründet, kurz bevor Néstor Kichner als Präsident antrat. Lázaro Báez hatte weder Kapital, noch Erfahrung auf diesem Gebiet, und war damals auch kein Unternehmer, sondern ein kleiner Stift in der Provinzbank. Bei der Zuteilung von öffentlichen Bauaufträgen, wird auch berücksichtigt, wie viel das Unternehmen bisher schon gebaut hat. Nach dieser Regel, die bei Austral gebrochen wurde, kann eine neue Baufirma nur langsam beginnen.
Bei Strassenbau gab es unter den Kirchners Überpreise von angeblich um die 30%, gelegentlich sogar bis zu 50%. Die Bauunternehmen wurden allgemein angewiesen, höhere Kostenvoranschläge vorzulegen, damit Báez gewinnen konnte. Das ist ein Verbrechen der zuständigen Beamten. Doch ein Überpreis ist kein Verbrechen für den Unternehmer, besonders, wenn ihn das staatliche Amt nicht beanstandet. Das effektive Verbrechen besteht in der Zahlung des Überpreises, ganz oder zum grossen Teil, an hohe Regierungsbeamte, in diesem Fall an den Staatssekretär für öffentliche Bauten José López, der jedoch offensichtlich das Geld nicht für sich behielt, sondern nur einen kleinen Teil abzapfte. Sein Vorgesetzer, Planungsminister Julio de Vido, musste informiert sein. Ebenfalls hatte er eine direkte Beziehung zur Präsidentin Cristina Kirchner, die er oft aufsuchte, wobei kein Zweifel besteht, dass sie schliesslich das Geld erhielt.
Was jetzt noch fehlt, ist die Buchprüfung der einzelnen Bauunternehmen, an erster Stelle Austral Construcciones. Um den Betrag des Überpreises für persönliche Käufe von Lázaro Báez von unzähligen Immobilien einzusetzen, und auch an eine höhere Regierungsinstanz abführen zu können, muss die Buchhaltung gefälscht werden, u.a. mit falschen Rechnungen von inexistenten Lieferanten, wie es bei Báez schon festgestellt wurde, wobei jedoch auf Anweisung von AFIP-Direktor Ricardo Echegaray kein Strafverfahren eingeleitet wurde. Erst jetzt wird dies wieder aufgenommen.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Juni: +24%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, lagen im Juni mit $ 174,60 Mrd. um 24% über dem Vorjahr. Bei einer Inflation, die die AFIP auf 44% schätzt, ist real eine Abnahme eingetreten, die vornehmlich auf die Abschaffung, bzw. Verringerung, von Exportzöllen und die Erhöhung des steuerfreien Minimums bei der Gewinnsteuer zurückzuführen ist. Im ersten Halbjahr 2016 betrugen die Einnahmen $ 970,97 Mrd., 29% über dem Vorjahr.
Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
Beim interanuellen Vergleich stechen folgende Aspekte hervor:
- Die Einnahmen der MwSt. lagen knapp unter der Inflation, was auf eine begrenzte Rezession hindeutet.
- Der Erlös der Gewinnsteuer stieg wenig, was bei natürlichen Personen auf die Zunahme des steuerfreien Minimums und bei Unternehmen auf geringere Gewinne hindeutet.
- Die Schecksteuereinnahmen stiegen im Einklang mit der Inflation. Der Anteil der Barzahlungen beim gesamten Zahlungsverkehr hat sich gehalten.
- Die Einnahmen von Pensionskassenbeiträgen u.a. sozialen Beiträgen stiegen mit 37,3% zwar leicht unter der Inflation, jedoch über den Lohnerhöhungen, die im Durschnitt bei ca. 30% lagen.
- Beim Aussenhandel nahm der Erlös der Exportzölle stark ab, weil die Ernte von Getreide und Ölsaat geringer war und ausserdem schneller als im Vorjahr exportiert wurde, so dass im Juni weniger verblieb. Bei den Importzöllen spiegelt die Zunahme die eingeführte Liberalisierung, wobei auch Importe von Produkten stattfanden, die im Dezember 2015 noch keine Genehmigung erhalten hatten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,05 gegen $ 15,18 am Mittwoch zuvor, und um 12,23% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 33,42 Mrd. gegen $ 31,1 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.16 bei $ 15,73 zum 30.12.16 bei $ 16,50, zum 31.03.17 bei $ 17,14 und zum 31.05.17 bei $ 17,47. Der Terminkurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 20,61%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,86 für den Ankauf gegen $ 14,92 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 0,57% und liegt um 25,83% über Ende 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ verliert zur Vorwoche 0,10%, „Argentina 2021“ gewinnt 0,19%, „Argentina 2026“ liegt im Minus mit 1,37% und auch „Argentina 2046“ verliert 1,37%. „Bonar 2024“ verlieren in einer Woche um 0,24%.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,75 (Vorwoche $ 281,00) und bei 24 Karat um $ 401,07 (Vorwoche $ 401,44) gehandelt.
***
Der Rhythmus der monetären Expansion ist letzte Woche stark gestiegen. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.7.16 um 33,69%, und allein in einer Woche um 11,10%. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, verzeichnet in einem Jahr eine Zunahme von 21,07%.
***
Die gesamten Depositen in Pesos des Bankensystems stiegen in 12 Monaten zum 4.7.16 um 26,14% auf $ 1,36 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 26,38% auf $ 882,22 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 46,17% auf u$s 15,38 Mrd., und die Dollarkredite um 42,91% auf u$s 6,46 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 64,87% der Depositen ausmachen, sind es im Dollarbereich nur 42%. Dennoch nimmt die Verwendung der Dollardepositen für Kredite ständig zu, wobei gleichzeitig die Dollardepositen stark steigen.
***
Der Construya-Index, den die Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, verzeichnet im Juni einen interanuellen Rückgang von 21,3%, liegt jedoch um 4,09% über Mai 2016, was einen positiven Tendenzwechsel zum Ausdruck bringt. Das erste Halbjahr liegt um 11,7% unter dem Vorjahr.
***
Der Rindfleischkonsum lag im 1. Halbjahr 2016 mit 55,3 kg pro Kopf um 7,7% unter dem Vorjahr, berichtet die Kammer der Industrie und des Handels von Rindfleisch Ciccra. Die Zahl der geschlachteten Rinder betrug 5,69 Mio., 7% unter dem Vorjahr, wobei Juni 2016 mit 950.000 Rindern um 11,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag. Während der Anteil von Kühen an den geschlachteten Rindern vor einigen Jahren 47% erreichte, liegt er heute bei 41%, was bedeutet, dass Kühe einbehalten werden und der Bestand erhöht wird. Die gesamte Rindfleischproduktion lag im 1. Halbjahr 2016 mit 1,28 Mio. Tonnen (mit Knochen) um 85.700 Tonnen unter dem Vorjahr.
***
Der Vergleich der Staatsausgaben für die Feier zum 200. Jahrestag des 9. Juli 1816 mit denen zum 200. Jahrestag des 25. Mai 1810 bringt die phänomenale Vergeudung öffentlicher Mittel zum Ausdruck, die die Regierung von Cristina Kirchner gekennzeichnet hat. Sie gab für die damaligen Feiern in den Jahren 2010 bis 2014 insgesamt $ 1,08 Mrd. aus, während die diesjährigen Feiern auf $ 70,12 Mio. veranschlagt wurden. In Dollar wären es jetzt u$s 4,7 Mrd., die sich mit ca. u$s 150 Mio. vergleichen, die CFK ausgegeben hat.
***
Die Lage des ZB-Direktoriums ist so anormal wie nie zuvor: Von den 10 Mitgliedern sind vier prozessiert und die anderen sechs provisorisch („en comisión“) ernannt. Ausserdem haben nur drei Direktoren die Zustimmung des Senats erhalten, nämlich die von der Kirchner-Regierung ernannten Juan Cuattrouomo, Germán Feldman und Pedro Biscay. Die drei wurden von Richter Bonadío wegen der Terminverkäufe von Dollar prozessiert. ZB-Präsident Federcio Sturzenegger, der von Macri ernannt wurde, hat auch noch keine Senatszustimmung, und ist wegen des Schuldenumtausches von 2001 („megacaje“) prozessiert, den Wirtschaftsminister Cavallo damals vollzog. Die verbleibenden sechs Direktoren, Lucas Llach, Pablo Curat, Francisco Gismondi, Horacio Liendo, Demian Reidel und Fabián Zampone, sind provisorisch ernannt. Wegen der Prozesse gegen viele Direktoren nimmt sich die Regierung Zeit, um die Zustimmung des Senats zu erhalten.
***
Die Deputiertenkammer hat am Donnerstag der Vorwoche das Gesetzesprojekt über steuerliche Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen („pymes“) angenommen, das jetzt noch vom Senat verabschiedet werden muss, was voraussichtlich ohne Schwierigkeiten geschehen wird. Das Projekt bestimmt für diese Unternehmen die Abschaffung der vermuteten Mindestgewinnsteuer, einen Abzug von 10% der investierten Beträge von der Gewinnsteuer, die Verrechnung von 100% der Schecksteuer mit der Gewinnsteuer, und einen Steuerkredit für die MwSt., der auf insgesamt $ 5 Mrd. begrenzt wird. Ausserdem wird der Höchstbetrag der REPRO-Subvention, die das Arbeitsministerium für die Beibehaltung von Arbeitnehmern zahlt, um 50% auf $ 9.060 erhöht. Insgesamt sollen diese Vergünstigungen das Schatzamt $ 15 Mrd. kosten.
***
Die Neuberechnung des Bruttoinlandsproduktes ergibt, dass für den Wachstumscoupons, der als Zusatz zu den neuen Staatsbonds geschaffen wurde, die bei der Umschuldung von 2005 ausgegeben wurden, zu viel bezahlt worden ist. Der Wirtschaftler Fausto Spotorno, von der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner, hat eine Differenz zu Lasten des Schatzamtes von ca. u$s 3 Mrd. ermittelt. 2010 seien gemäss der neuen BIP-Zahl u$s 1,2 Mrd. zu viel gezahlt worden, 2011 sogar u$s 1,5 Mrd. Von den insgesamt u$s 14,8 Mrd., die für den Coupon gezahlt wurden, entfielen ca. 20% auf die Differenz wegen der falschen BIP-Berechnung. Im Finanzministerium ist die Rechnung noch nicht beendet, aber es wird mit einer überhöhten Zahlung von mindestens u$s 1,5 Mrd. gerechnet.
***
Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche Staatsbonds auf 12 und 20 Jahre für u$s 2,75 Mrd. zu 6,625% und 7,125% auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Minister Prat Gay wies darauf hin, dass man die günstigen Bedingungen auf diesem Markt ausgenutzt habe. Der argentinische Bond auf 10 Jahre, der im April 2016 ausgegeben wurde, ergab eine Rentabilität von 6,37% vor dem britischen Referendum, während es jetzt nur 6,27% seien. Die Mittel, die jetzt aufgenommen werden, werden für den Rückkauf des Wachstumscoupons verwendet.
***
Am Donnerstag der Vorwoche liefen die letzten Devisentermingeschäfte ab, die unter der Kirchner-Regierung abgeschlossen worden waren. Der Gesamtverlust der ZB bei diesen Geschäften betrug $ 53,72 Mrd. Der Verlust war zunächst auf bis zu $ 74 Mrd. geschätzt worden, als der Wechselkurs fast $ 16 pro Dollar erreichte. Die ZB verkaufte am Donnerstag der Vorwoche noch u$s 532 Mio. auf dem Markt, um einen Kurssprung zu verhindern, der den Betrag erhöht hätte.
***
Energieminister Juan José Aranguren hat ein Verständigungsmemorandum mit Vertretern der chinesischen Regierung unterzeichnet, das sich auf den Bau von zwei Kernkraftwerken für insgesamt ca. u$s 12 Mrd. bezieht, die 2017 in Angriff genommen werden sollen. Chinesische Banken finanzieren 85% des Betrages der Investition, was in der Praxis die volle Finanzierung bedeutet, da die Lieferanten jeweils die MwSt. einschliessen. Die Verhandlungen waren von der vergangenen Regierung eingeleitet worden, aber erst unter der von Macri wurden die wesentlichen Aspekte genauer bestimmt.
***
Die Regierung hat beschlossen, den Betrag von $ 350.000 beim Preis beizubehalten, über dem ein Automobil die Luxussteuer zahlt. Somit werden jetzt mehr Automobile von der Steuer erfasst, es sei denn, die Preise werden nicht erhöht. Die Macri-Regierung hatte jedoch den Satz der Steuer von 30% bis 50% auf 10% für Fahrzeuge mit einem Preis von über $ 350.000 und 20% bei über 800.000 gesenkt.
***
Die Weinlieferungen lagen im Mai um 14,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und waren somit in 5 Monaten 2015 um 7,8% geringer als im Vorjahr, teilt das nationale Weininstitut mit. Die Weinexporte nahmen hingegen in 5 Monaten im interanuellen Vergleich um 13,4% in Werten und 12% in Mengen zu. Der interne Weinkonsum ist in den letzten Jahren stark gefallen und liegt jetzt um die 25 Liter pro Kopf und Jahr, gegenüber 80 Liter vor 30 Jahren. Wein wurde von Bier und alkoholfreien Getränken verdrängt. Der Rückgang betrifft besonders gewöhnlichen Wein. Bei Qualitätsweinen hält sich der Konsum.
***
Die Präsidenten der Banco Nación. Carlos Melconian, und des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ (UIA), Adrian Kaufmann, haben am Donnerstag der Vorwoche ein Abkommen über Zusammenarbeit bei Krediten für die Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen unterzeichnet. Die UIA wird kleinen und mittleren Unternehmen beratend beistehen, wenn sie diese Kredite beantragen´
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, kündigte am Donnerstag der Vorwoche den baldigen Beginn der Arbeiten an, die für die Vermeidung der Überschwemmungen des Luján-Flusses bestimmt sind. Ihre Regierung habe das Projekt fertiggestellt und die Andenköperschaft habe den Kredit für dieses Projekt genehmigt. Es handelt sich hier grundsätzlich um die Vertiefung und Korrektur des oberen Laufes des Flusses, so dass das Wasser bei starken Regenfállen schneller abfliesst. Die Überschwemmungen betreffen vornehmlich die Stadt Luján.
***
Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche durch Notstandsdekret 820/16 die Bestimmungen des Gesetzes liberalisiert, das im Dezember 2011 den Kauf von Landgütern durch Ausländer eingeschränkt hatte. Das Gesetz hatte vorgesehen, dass Ausländer höchstens 15% des landwirtschaftlichen Bodens besitzen können, wobei sie effektiv jedoch nur 6% besitzen. Präsident Macri will jetzt ein Gesetzesprojekt im Kongress einbringen, das diese Obergrenze abschafft. Doch zunächst bestimmt das Dekret, dass bei Aktiengesellschaften nur diejenigen als ausländisch eingestuft werden, bei denen ein Ausländer die Kapitalmehrheit hält. Bisher genügten 25% des Kapitals . Das Gesetz sieht ausserdem vor, dass Ausländer nicht über 1.000 ha in der zentralen Pampa-Gegend kaufen können, wobei die Provinzen die Äquivalenz für ihr Gebiet festsetzten müssen, was sie jedoch nicht getan haben. Das neue Dekret setzt ihnen jetzt eine Frist von 30 Tagen. Wenn sie die Frist nicht erfüllen, wird der Nationalstaat die Äquivalenzen bestimmen. Schliesslich bestimmt das Dekret, dass industrielle Gebiete ausgeschlossen sind.
***
Die Börse von Buenos Aires hat zwei neue Unternehmen bei der Berechnung des Merval-Indices aufgenommen, Cresud und San Miguel (die Zitronensaft in Tucumán erzeugt). Der Index setzt sich jetzt aus folgenden 15 Gesellschaften zusammen: Petrobras (21,15%), Grupo Financiero Galicia (10,83%), Pampa Energía (9,37%), YPF (8,99%), Comercial del Plata (7,16%), Mirgor (6,34%), Banco Macro (6,27%), BBVA Banco Francés (5,15%), Siderar (4,96%), Tenaris (4,76%), Cresud (4,14%), Aluar (3,93%), Edenor (2,79%), Consultatio (2,38%) und San Miguel (1,86%).
***
Im Juni wurden 51.944 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 10,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 14,4% unter Mai 2016. Im ersten Halbjahr wurden 335.657 Einheiten eingetragen, 5,8% über dem Vorjahr. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. 2015 konnten die Fabriken oft bestimmte Kfz nicht liefern, weil importierte Teile fehlten, so dass die Nachfrage nicht voll befriedigt werden konnte. Das war dieses Jahr nicht mehr der Fall.
***
Die lokale Fabrikation von Kfz lag im Juni mit 41.655 Einheiten um 19,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband Adefa. Im 1. Halbjahr waren es 224.038 Kfz, 14% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen lagen im Juni mit 63.192 Einheiten um 9,2% über Juni 2015, und waren im 1. Halbjahr mit 346.204 Einheiten um 24,8% höher als im Vorjahr. Der Export umfasste im Juni 14.472 Kfz, 47,1% unter dem Vorjahr, und im 1. Halbjahr 88.633 Kfz, 30,9% weniger als im Vorjahr. Die akute Rezession in Brasilien wirkt sich in Argentinien besonders auf die Kfz-Industrie aus, wobei dabei auch die Importe von Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen aus Brasilien zunehmen, die die hohe Diskrepanz zwischen lokaler Fabrikation und Lieferungen an die Agenturen erklären.
***
Der Verkauf von Motorrädern lag im Juni mit 28.175 Einheiten um 25% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Fabrikanten (CAFAM). In sechs Monaten waren es 219.203 Motorräder, 6,8% unter dem Vorjahr.
***
Die Weltbank hat einen Kredit für Argentinien von u$s 600 Mio. genehmigt, der für die Finanzierung der Erweiterung des Kindergeldes um 1,5 Mio. Einzelfälle bestimmt ist.
***
Das ZB-Direktorium hat beschlossen, dass nur 75% des ZB-Gewinnes dem Schatzamt überwiesen wird, statt 100%, wie es bisher der Fall war. Vom Gewinn des Jahres 2015 von $ 147 Mrd. werden somit $ 110 Mrd. überwiesen und $ 37 Mrd. von der ZB kapitalisiert. Dies ist zwar ein Fortschritt, geht jedoch auf das Grundproblem nicht ein, das darin besteht, dass der ZB-Gewinn rein buchmässig ist, weil er sich aus der Abwertung ergibt, die den Pesowert der Reserven entsprechend erhöht. Dieses Jahr wird die ZB-kaum einen Gewinn ausweisen, da einmal ein Verlust von $ 53 Mrd. wegen der Terminverkäufen besteht, und dann noch ein Betrag von über $ 150 Mrd. an Zinsen auf Lebac-Wechsel hinzukommt.
***
Im Juni lagen die Verkäufe des Einzelhandels mengenmässig um 9,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME, der diesen Bereich weitgehend vertritt. Das erste Halbjahr 2016 lag somit um 6,4% unter dem Vorjahr. Der einzige Bereich, der im Juni eine mengemässige Umsatzsteigerung verzeichnet, sind die Apotheken mit plus 1,9%. Am meisten fiel der Umsatz bei elektrischen Haushaltsgeräten und elektronischen Artikeln (Laptops u.dgl) mit 19,2%, gefolgt von Bijouterie mit 14,7%, Baumaterialien mit 13,6% und Eisenwaren mit 13,2%.
***
Die gemeinsamen Ausgaben bei Appartmentwohnungen („expensas“) sind letztes Jahr um 39,2% gestiegen, hauptsächlich wegen Lohnerhöhungen der Hauswarte. Doch abgesehen davon fällt jetzt auf, dass die Gewerkschaft, geleitet von Victor Santa María, die Stiftung Octubre betreibt und finanziert, die Medien wie AM 750, die Zeitschriften Caras & Caretas, und Diario Z betreibt, und unlängst auch die Zeitung Página/12 gekauft hat, die ein grosses Verlustgeschäft ist. Trägt die Gewerkschaft jetzt zur Deckung des Verlustes bei? Wenn ja, dann wohl auch mit den Zahlungen der Wohnungseigentümer. Hier dürfte gelegentlich ein weiterer Skandal aufkommen. Zunächst will die Regierung jetzt ein jüngstes Gesetz rückgängig machen, das der Gewerkschaft mehr Macht über die Wohnungskonsortien gibt, was die Gefahr zusätzlicher Erhöhungen der Gemeinausgaben in sich birgt.
***
Die ZB hat die Frist für die Verrechnng von Devisen, die aus dem Export von Dienstleistungen stammen, durch Mitteilung A 6003 von 15 Tagen auf ein Jahr erhöht. Auch wurde die Mitteilung 4344 geändert, die sich auf Verrechnung von Devisen, die aus dem Verkauf von Verträgen von Fussballspielern u.a. Sportlern, sowie Marken, Patente, Urherberrechte u.dgl. beziehen. Dabei wurde die Frist von 30 Tagen auch auf ein Jahr erhöht. Vorher war die Verrechnungsfrist schon bei Warenexporten verlängert worden, so dass jetzt allgemein ein flexibleres System für Waren und nicht materielle Güter gilt, das Exporte allgemein erleichtert und in vielen Fällen auch möglich macht. Die ZB rechnet ohnehin mit ausreichendem Devisenangebot, so dass die Verzögerung der Abrechnung gelegen kommt. Dennoch erfolgt die Verrechnung meistens kurzfristig, weil die Exporteure die Pesos für ihre interne Finanzierung benötigen.
***
Die Zahl der notariellen Übertragungen von Immobilien lag in der Bundeshauptstadt im Mai 2016 um 16,5% über dem Vorjahr, und um 9% über April 2016, berichtet das Kollegium der Notare. In Werten waren es $ 5,82 Mrd., 96,2% über dem Vorjahr und um 29% über April 2016. In 5 Monaten 2016 waren es 13.950 Übertragungen (+15,3%) für $ 20,19 Mrd. (+82,3%).
***
Das Defizit im bilateralen Aussenhandel mit Brasilien lag für Argentinien im Juni bei u$s 433 Mio., doppelt so viel wie im gleichen Vorjahresmonat. Die argentinischen Exporte fielen um 25,2% auf u$s 776 Mio., und die Importe aus Brasilien sanken um 5,2% auf u$s 1.209 Mio. Das erste Halbjahr ergibt ein Defizit von u$s 2,30 Mrd., 2,5 Mal so viel wie im Vorjahr, wobei das Aussenhandelsvolumen in beiden Richtungen mit u$s 10,76 Mrd. um 10,6% unter dem Vorjahr lag.
***
In Bezug auf die laufenden Verhandlungen zwischen den Mercosur Staaten und der EU über ein gemeinsames Freihandelsabkommen, räumte Bundeskanzlerin Angela Merkel ein, dass die Landwirtschaft gerade in Bezug auf Argentinien eines der komplizierteren Themen ist. „Das wird ein sehr komplizierter Teil werden, weil Argentinien hier einfach seine Stärken hat. Es ist ja auch der Sinn eines Interessenausgleichs, dass die Verhandlungen über diese Kapitel besonders schwierig sein werden, aber man kann ja, nur weil sie schwierig sind, nicht sagen: Wir machen das nicht. - Insofern schauen wir uns das in Ruhe an, identifizieren die Bereiche, schauen, wie weit die Ambition gehen kann, und dann werden wir weitersehen. Nachdem das Ganze nun viele Jahre geruht hat, werden wir sicherlich nicht in 14 Tagen ein Freihandelsabkommen abschließen können, sondern das wird auch eine gewisse Zeit dauern“.
***
Per Gerichtsbeschluss sind die letzten Preiserhöhungen für Erdgas für die Einwohner der Provinz Córdoba als nichtig erklärt worden. Es dürfen nur die Preistabellen berücksichtigt werden, die vor dem 31. März 2016 gültig waren. Jetzt muss das Oberste Gerichtshof auch über die Anwendung dieses Beschlusses entscheiden, nachdem schon in anderen Orten die Tariferhöhung gerichtlich gebremst wurde.
***
Durch Beschluss 172/16 des Produktionsministeriums (Amtsblatt vom 5.7.16) wurden 43 weitere Produkte in die Liste der „nicht automatischen Importlizenzen“ eingeschlossen und 9 bestehende ausgenommen. Mit dieser Massnahme soll die Konkurrenz für lokale Industrieprodukte beschränkt werden, die in den letzten Monaten wegen der Zunahme der Importe eingesetzt hatte. Die betroffenen Importeure behaupten, dass sich hier die Interessen der lokalen Industrie durchgesetzt haben, die durch den Staatssekretär für Industria, Martín Echgoyen, ehemaliger Exekutivdirektor des Verbandes „Unión Industrial Argentina“, und seinen Unterstaatssekretär Fernando Grasso, der aus dem Verband der Metallindustrie Adimra stammt, vertreten sind.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag hat die ZB die Zinsen für kurzfristige Titel um einen halben Prozentpunkt gesenkt. Die ZB erhielt Offerten für $ 60,08 Mrd., die fast alle angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 61,27 Mrd., so dass der Bestand um $ 1,20 Mrd. abnahm. Dies hat eine Zunahme der monetären Basis um $ 4,09 Mrd. verursacht, die durch den Kauf von Lebac auf dem sekundären Markt für $ 27,96 Mrd. mehr als ausgeglichen wurden, so dass per Saldo eine kontraktive monetäre Wirkung von $ 23,86 Mrd. verblieb. Für Lebac auf 35 Tage (bei denen $ 33,22 Mrd. untergebracht wurden) betrug der Zinssatz 30,25% (-0,5%), bei 63 Tagen ($ 13,54 Mrd.) 29,49% (-0,50%), bei 98 Tagen ($ 6,41 Mrd.) 28,70% (-0,19%), bei 119 Tagen ($ 2,58 Mrd.) 28,25% (-0,10%), bei 147 Tagen ($ 534 Mio.) 27,75%, bei 203 Tagen ($ 1 Mrd.) 27,25% und bei 252 Tagen ($ 2,79 Mrd.) 27%. Bei Lebac auf 147 und mehr Tage blieben die Zinsen unverändert.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat eine gerichtliche Klage für $ 48 Mrd. gegen den Nationalstaat und die ANSeS eingereicht, wegen der finanziellen Mittel, die für die ANSeS einbehalten wurden, obwohl sie laut Gesetz der Provinz hätten ausgezahlt werden müssen. Gleichzeitig hat die Provinzregierung dem nationalen Senat ein Gesetzesprojekt vorgelegt, das eine Wertberichtigung des Sonderfonds für die Umgebung der Stadt Buenos Aires vorsieht, der seit 1996 auf $ 650 Mio. eingefroren wurde. Ausserdem will die Provinz eine Beteiligung am Fonds für soziale Infrastruktur haben.
***
Verteidigungsminister Julio Martinez reiste letzte Woche nach Brasilien, wo er mit dem brasilianischen Minister Raul Jungmann über die Möglichkeit sprach, dass die Flugzeugfabrik der Luftwaffe, die in Córdoba besteht, mit der brasilianischen Embraer zusammen arbeitet. Bemühungen in diesem Sinn wurde schon unter Néstor Kirchner unternommen, waren jedoch erfolglos. Jetzt soll es um den Kauf von Embraer-Flugzeugen für die argentinische Luftwaffe gehen, die an die Bedingung des Kaufs von Zubehörteilen gebunden sein sollen, die in Córdoba erzeugt werden.
***
Der Durchschnittslohn lag laut INDEC im 1. Quartal 2016 um 31,6% über dem Vorjahr, die gearbeiteten Stunden verzeichnen einen Rückgang von 1,1% und die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer einen von 0,8%.
***
Das System der Arbeitsrisikoversicherung steht vor 300.000 Klagen vor Gericht für insgesamt umgerechnet u$s 5 Mrd., erklärte der Vorsitzende der Aufsichtsbehörde Gustavo Morón anlässlich des 20-jahrigen Bestehens der Gesetzgebung über Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten. Er befürwortet Massnahmen zur Verringerung der Prozesse, damit das System normal funktionieren kann. Gegenwärtig ergibt sich die paradoxe Lage, dass die Zahl der Unfälle und Krankheiten seit 1996 kontinuierlich und stark abgenommen hat, aber in den letzten Jahren die Zahl der Prozesse explosiv gestiegen ist. Das Problem ist zum grossen Teil auf die Einstellung der Arbeitsrichter zurückzuführen, die meistens Gewerkschaftsanwälte waren und gelegentlich mit den klagenden Anwälten unter einer Decke sitzen. Arbeitsminister Jorge Triaca will angeblich die Prozesse von der Arbeitsjustiz auf die der sozialen Sicherheit übertragen, die jedoch stark überlastet ist. Abgesehen davon werden konkrete Massnahmen studiert, damit die Konfliktfälle auf dem Verwaltungsweg und nicht durch die Justiz gelöst werden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Einnahmen von Venezuela aus Erdölexporten nahmen 2015 gegenüber dem Vorjahr um 40,7% ab, was bedeutet, dass die staatliche PDVSA u$s 50 Mrd. weniger erhalten hat. Insgesamt waren es u$s 72,17 Mrd., gegen u$s 121,89 Mrd. im Jahr 2014. Wenn man weiter zurückgeht, war die Produktion noch viel höher.Venezuela erhält 96% der Devisen durch Erdölexporte, so dass der starke Rückgang zu einer strengen Importverrringerung geführt hat, die auch unerlässliche Lebensmittel betrifft. Unter Präsident Chaves wurde die eigene Lebensmittelproduktion vernachlässigt, wobei Produkte wie Mais, die früher auch exportiert wurden, jetzt auch importiert werden mussten.
***
Die brasilianische Währung, der Real wurde gegenüber dem argentinischen Peso im Juni um 19% abgewertet, von $ 3,88 auf $ 4,64 pro Real. Dies entschärft das Problem der Konkurrenzfähigkeit argentinischer Produkte gegenüber denen, die aus Brasilien importiert werden.
***
In Brasilien ist der Fahrzeugverkauf im ersten Halbjahr wegen der tiefen Rezession dramatisch eingebrochen. Wie der nationale Automobilverband Fenabrave mitteilte, ging der Absatz von Autos, Transportern, Bussen und Lastwagen um 25,4% auf 983 599 Einheiten zurück. Schon im Vorjahr hatte unter anderem Volkswagen wegen der Konsumflaute zweistellige Verkaufsrückgänge verkraften müssen. VW, seit 1953 Brasiliens größter Autobauer im Land, betreibt drei Fahrzeugwerke und eine Motorenfabrik. Auch Daimler, BMW und Audi sind stark engagiert. (dpa)
***
Der französische Reifenhersteller Michelin baut ein neues Werk in Mexiko. In der Fabrik in León im Bundesstaat Guanajuato im Zentrum des Landes sollen ab Ende 2018 jährlich zwischen vier und fünf Mio. Reifen für Pkw und leichte Lkw gefertigt werden. Das Unternehmen wird E 450 Mio. in sein zweites Werk in Mexiko investieren. Es sei die größte Investition von Michelin in diesem Jahr. Mit dem neuen Werk reagiere das Unternehmen auf das kräftige Wachstum der Autoindustrie in Mexiko, teilte Michelin mit. Mexiko ist der siebtgrößte Autoproduzent der Welt. Bis 2020 will das Land Indien und Südkorea überholen und sich einen Platz unter den Top Five sichern. Bis dahin soll die Jahresproduktion auf rund 5 Mio. Fahrzeuge gesteigert werden. (dpa)
***
Knapp zwei Wochen nach der Eröffnung des erweiterten Panama-Kanals sind die Einnahmen schon stark gestiegen. Dier Kanalbehörde rechnet mit einer Zunahme der Zahlungen an Panama von bisher u$s 1 Mrd. auf u$s 1,6 Mrd. jährlich. Das erste Schiff, das den Rekord an Gebühr gebrochen hat, war die chinesische „Cosco Shipping“, die für die Überquerung u$s 575.545 zahlte. Schon vier Tage später zahlte die „MOL Benefactor“ von Hongkong, von 337 Meter Länge und 48 Meter breite, u$s 829.468. Die Erweiterung des Panama-Kanals stellt eine Revolution für die Weltschifffahrt dar, die für grosse Frachter eine Verkürzung der Distanzen und eine Senkung der Frachtkosten erlaubt.
***
Bolivien wird unmittelbar die Gasförderung um 10% erhöhen, weil die französische Total eine Anlage für diesen Zweck fertiggestellt hat. Der Brennstoffminister Luis Sanchez erklärte, dies erlaube höhere Lieferungen an Argentinien und Brasilien.
***
Geschäftsnachrichten
Red Link
Dieses Informatikunternehmen hat u$s 12 Mio. in neue Büros und neuen Anlagen für die Datenverarbeitung investiert. Das neue Büro befindet sich in der Bouchard 557, Bundeshauptstadt. Die Firma liefert ihre Dienste an mehrere Banken und an 24 Mio. Endverbraucher, die ihr Web-Plattformen, ihre beweglichen Plattformen und über 7.600 automatische Kassen verwenden. Red Link ist in der Lage, 330 Mio. Banktransaktionen und Zahlungen pro Monat zu erledigen.
Don Mario
Dieses Unternehmen mit Sitz in Chacabuco, das sich auf Qualitätssamen von Getreide und Ölsaat spezialisiert, verkauft jetzt eigene Sojabohnensamen an zehn US-Gesellschaften. Der US-Markt, mit jährlichen Geschäften von über u$s 2 Mrd. und Marktspieler wie Monsanto, Dow, Dupont und Syngenta, ist der weltweit grösste. Wie Gerardo Bartolomé, CEO von Don Mario erklärte, beabsichtige man im ersten Jahr an die 100.000 Säcke zu exportieren. Dieses Volumen sei klein für einen so grossen Markt wie der nordamerikanische aber dennoch wichtig, weil es die Eröffnung des Marktes symbolisiere. Das Unternehmen sei zur Zeit dabei, seinen Manager Santiago Schiappacase aus Brasilien nach Indiana umzusiedeln, denn die argentinischen Samen werden ausschliesslich in den Südstaaten der USA verkauft. In Argentinien investiert Don Mario zur Zeit u$s 1 Mio. in eine Verarbeitungsfabrik von Sojabohne in Charata, in der Provinz Chaco.
Toyota Argentina
Der japanische Autobauer peilt für kommendes Jahr im Werk Zárate eine Produktionssteigerung von 30%. Das Ziel sei, mehr Fahrzeuge zu exportieren und die argentinische Filiale als Drehpunkt für ganz Lateinamerika und der Karibik für den Export der Modelle Hilux und SW4 weiter zu entwickeln.
Liqui Moly
Dieser Öl- und Additiv-Spezialist erhielt einen Sonderpreis bei der Verleihung des Partslife-Umweltpreises. Seit 2011 prämiert das Umweltmanagement-Unternehmen Projekte, die dem Schutz der Umwelt dienen. Eines davon ist die neu eingesetzte Molchtechnik in der Schmierstoffproduktion am Standort Saarlouis. Sie reduziert erheblich die Mengen an Spülöl, die im Produktionsprozess zur Reinigung der Leitungen benötigt werden. Dank eines Reinigungsgerätes, das mit Druck durch die Leitungen gepresst wird, werden nicht mehr wie früher zwischen 100 kg und 350 kg Spülöl, sondern lediglich nur 30 kg benötigt.
Zanella
Dieser Motorradbauer mit einer 67-jährigen Präsenz auf dem argentinischen Markt hat soeben sein neuestes Produkt, de1r Tricargo 110 vorgestellt. Ausgedacht, entworfen und hergestellt für das Industriesegment, handelt es sich beim Tricargo 110 um ein Nutzfahrzeug mit einer Lastkapazität von bis zu 300 kg und einer Hochgeschwindigkeit von bis zu 50 km/St. Sein Preis liegt bei $ 29.990 und ist mit einer einjährigen Garantie lieferbar.
Wirtschaftsübersicht
Die differenzierte Konjunkturentwicklung
Die einzelnen Zahlen und Fakten, die täglich über die argentinische Wirtschaft veröffentlicht werden, weisen deutlich auf eine starke Rezession hin, die auf einen BIP-Rückgang von gut 3% tippen lassen. Doch die neue Berechnung des Statistischen Amtes (INDEC) hat für das erste Quartal ein Minus von 0,7% ausgewiesen, wobei der interanuelle Vergleich sogar eine Zunahme von 0,5% ergibt. Gewiss wird für das 2. Quartal 2016 ein höherer Rückgang erwartet, so dass es sich dann mit vier negativen Quartalen in Folge technisch um eine Rezession handelt. Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat ermittelt, dass die wirtschaftliche Tätigkeit in 5 Monaten 2016 um 1,1% unter dem Vorjahr lag, mit leicht steigender Tendenz, so dass es im Mai 1,8% waren. Für das ganze Jahr rechnen private Wirtschaftler mit einem Minus von höchstens 2%. Auf alle Fälle handelt es sich um eine milde Rezession, weit entfernt vom BIP-Rückgang von 6%, der nach der jüngsten Berechnung für 2009 ausgewiesen wird, und noch weiter entfernt von der Rezession von 2001/02 und anderen vorangehenden.
Indessen gibt es heute mehr Gründe für den konjunkturellen Abschwung als damals: die Korrekturen, die die unverantwortliche Politik von CFK notwendig machte, die Störung, die die überhöhte Staatsquote und das hohe Defizit der Staatsfinanzen verursacht, die starke Rezession unseres wichtigsten Handelspartners Brasilien, niedrige Weltmartkpreise für viele argentinische Exportcommodities, die Wirkung der Riesenüberschwemmung vom April, die zu einem Ernteverlust von über 5 Mio. Tonnen führte, plus einem Verlust bei der Milchproduktion und Schaden für die Rinderwirtschaft und die normalen Tätigkeiten in den betroffenen Dörfern. Die Einzelkrisen, die letztes Jahr in den Randgebieten aufgetreten sind, den sogenannten „regionalen Wirtschaften“, wie ganz besonders bei Äpfeln und Birnen im Rio Negro Tal, die nur zum Teil überwunden wurden, kommen dann noch hinzu.
Offensichtlich ist dies zum Teil durch positive Fakten ausgeglichen worden. An erster Stelle hat die Wirtschaftswelt es als positiv empfunden, dass die Kirchner-Regierung aufgehört hat, und hat dabei gleichzeitig Präsident Mauricio Macri ein Vertrauensvotum gegeben. Von seiner grundsätzlichen Einstellung wird eine Normalisierung erwartet, die auch schon weitgehend eingetreten ist. Die Aufhebung der Devisenbewirtschaftung, die Überwindung des Konfliktes mit den Holdouts und die Wiederherstellung des Zugangs zum internationalen Finanzmarkt sind alles Dinge, die eine vielfältige positive Wirkung haben.
Die grosse Zahl und der Umfang der privaten Investitionsprojekte, die seit dem Regierungswechsel angekündigt wurden und weitergehen (die wir in der Sparte „Geschäftsnachrichten“ aufzählen) , deuten auch in diese Richtung. Wenn viele Kritiker, viele davon gutgläubig, darauf hinweisen, dass der erwartete „Investitionsregen“ ausgeblieben ist, so stimmt das objektiv nicht. Von der Ankündigung bis zur effektiven Durchführung vergeht immer eine gewisse Zeit. Argentinien hat jetzt wieder Zugang zu weichen Krediten für Kapitalgüterlieferungen der Staaten, die den informellen Pariser Klub bilden. Das kommt jetzt nach und nach in Gang, wobei die schwache Konjunktur in diesen Ländern auch dazu führt, dass sich die Lieferanten in Bewegung setzen. Sehr viele lokale Industriebetriebe sind faktisch wegen des technologischen Fortschritts gezwungen, ihren Maschinenpark zu erneuern. Wer hier zurückbleibt, dem droht ein baldiges Ende.
Langsam kommen jetzt grosse öffentliche Investitionen in Gang, die mit Auslandsfinanzierung zählen, aber zunächst beim Regierungswechsel einer gründlichen Prüfung unterstellt wurden. Das Projekt des Wasserkraftwerkes Chihuidos, in Neuquén, das mit einer russischen Finanzierung von 85% des Gesamtwertes zählt, hätte schon begonnen worden sein, wenn die Regierung nicht einen Konflikt geschaffen hätte, weil sie eine Deckung von 90% und einen noch niedrigeren Zinssatz wünscht. Dieser eventuelle Gewinn dürfte jedoch die Kosten der Verzögerung für die Wirtschaft nicht ausgleichen. Ebenfalls hat sich die Regierung jetzt mit der chinesischen Regierung über den Bau von zwei Kernkraftwerken geeinigt, die auch mit einer Finanzierung von 85% des Gesamtwertes der Objekte zählen. Auch diese Investitionen sollten bald begonnen werden. Schliesslich kommen schon mehrere Kredite der Weltbank, der internationalen Entwicklungsbank und auch der Andenkörperschaft nach und nach in Gang. All dies sorgt für zusätzliche Konjunkturimpulse.
Bei der gesamtwirtschaftlichen Analyse der argentinischen Wirtschaftsentwicklung muss man davon ausgehen, dass als Folge der Abwertung und der Abschaffung der Exportzölle bei Weizen und Mais, plus Verringerung bei Sojabohne, bei der ausserdem eine über 30prozentige Preiszunahme auf dem Weltmarkt stattgefunden hat, eine Einkommensverlagerung von den städtischen Gebieten, besonders Gross Buenos Aires, auf das Landesinnere stattgefunden hat. Löhne und Gehälter, sowie andere Einkommen, sind in nicht landwirtschaftlichen Bereichen real gefallen. Aber gleichzeitig erhielten Landwirte für die Ernte von Getreide und Ölsaat der Periode 2015/16, die schon beendet ist, ein viel höheres Realeinkommen, also Einkommen in Dollar oder in Pesos mit Inflationskorrektur. Ebenfalls ist der Preis für Rindfleisch gestiegen, was sofort zu einer höheren Einbehaltung von jungen Kühen führte, um den Bestand aufzustocken. In diesem Fall wurde das zusätzliche Einkommen weitgehend investiert. In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass die Exporte landwirtschaftlicher Produkte, in Dollar gemessen, in 5 Monaten 2016 um 17,5% über dem Vorjahr lagen, bei einer Mengenzunahme von 39,8%. Das bedeutet, dass viel mehr Geld in die Landwirtschaft geflossen ist.
Die Sprecher und Ideologen der Kirchner-Regierung wiesen darauf hin, dass es sich um eine Einkommensumverteilung von den Arbeitern und ärmeren Bevölkerungsgruppen auf das konzentrierte Kapital handelte, also auf Grossgrundbesitzer. In der Tat ist jedoch das Landeigentum stark aufgeteilt, mit wenigen grossen Landbetrieben, die auch meistens sehr viele Besitzer haben. Der kleine Landwirt hat heute, dank der Unternehmen, die für ihn mit grossen Maschinen pflügen und ernten, die Möglichkeit, gut zu konkurrieren. Ebenfalls kann er sein Land pachten oder in einen sogenannten „Pool“ einbringen. Früher konnte ein Landwirt mit kleinen Landflächen kaum überleben, so dass er schliesslich verkaufen musste. Das ist jetzt nicht mehr so.
Das gestiegene Einkommen vieler Landwirte wirkt sich sofort auf den Handel und allerlei Dienstleistungen in den Dörfern aus, ebenso auf den Kauf von landwirtschaftlichen Maschinen, Düngemitteln, Unkrautvertilgungsmitteln u.a. Chemikalien für die Landwirtschaft. Eine Fabrik für Landmaschinen, Agrometal, mit Fabrik in Monte Maiz, Provinz Córdoba, hat in den ersten 5 Monaten 2016 eine interanuelle Umsatzzunahme von 150% gemeldet. Auch lag der Verkauf von Nutzfahrzeugen, die besonders von Landwirten verwendet werden, im ersten Halbjahr 2016 um 34,8% über dem Vorjahr. Die Landwirte werden dieses Jahr bis zu 1,5 Mio. ha mehr Weizen säen, und insgesamt noch einmal so viel mehr bei Mais und Sonnenblume. Bei Sojabohne wird ein noch grösserer Sprung erwartet, wenn sich der Preis auf über u$s 400 pro Tonne bis Oktober hält, wie es zu erwarten ist. Diese erhöhte Aussaat führt unmittelbar zu einer höheren Beschäftigung. Abgesehen von der Erhöhung der bebauten Fläche wird dieses Jahr auch intensiver gedüngt und es wird eine intensivere Pflege der Kulturen vollzogen, was zu höheren Erträgen beiträgt. Auch dies treibt schon jetzt die Konjunktur an.
Somit wird schon in weiten Gebieten des Landesinneren ein leichter Konjunkturaufschwung spürbar, der den Rückgang in den städtischen Ballungsgbieten zum Teil ausgleicht, und schliesslich dazu führt, das er ganz überwunden wird. Bei der tiefen Krise 2001/02 begann die Erholung, die schon 2002 einsetzte, und dann 2003 und 2004 in Schwung geriet, auch im Landesinneren, und übertrug sich dann auf Gross Buenos Aires u.a. städtische Ballungsgebiete. Hierzu sei bemerkt, dass der Journalismus, besonders im Fernsehen, sich im Wesen auf die städtischen Gebiete bezieht und das Landesinnere ignoriert oder nur beiläufig erwähnt. Besonders die Bundeshauptstadt lebt mit dem Rücken zum landwirtschaftlichen Argentinien.
Die gegenwärtige konjunkturelle Lage weist noch andere Eigenarten auf. Der Rückgang ist am stärksten bei der Bauwirtschaft, weil die öffentlichen Bauten allgemein nach dem Regierungswechsel stillgelegt wurden. Dadurch wurden einmal Zahlungen des Schatzamtes stark verringert, womit ein explosiv hohes Defizit vermieden wurde. Dies hat grundsätzlich die vielen Extraausgaben ausgeglichen, die nach dem Regierungswechsel auftauchten, zum grossen Teil, weil die vorangehende Regierung viele Ausgaben versteckt und Zahlungen hinausgeschoben hatte. Ebenfalls hat die Regierung die einzelnen Objekte öffentlicher Bauten untersucht, und dabei auch Unregelmässigkeiten festgestellt und Korrekturen vorgenommen. Da ohnehin mehr öffentliche Bauten in Angriff genommen wurden, als es finanziell möglich ist, sollte die Gelegnheit beim Schopf gefasst werden, um bestimmte Objekte vorerst stillzulegen, um sich auf die prioritären zu konzentrieren. Leider ist dies jedoch nicht der Fall.
Ebenfalls setzte ein starker Rückgang bei der Kfz-Industrie ein, bei dem die brasilianische Rezession eine grosse Rolle spielte. Auch Stahl und die Metallindustrie im allgemeinen weisen einen betonten Rückgang aus. Aber Lebensmittel und Getränke verzeichnen laut dem FIEL-Index in 5 Monaten 2016 sogar eine interanuelle Zunahme von 3,3%, was der Darstellung von Regierungskritikern widerspricht, die behaupten, dass ein grosser Teil der Bevölkerung sozusagen verhungert.
Wenn man die gegenwärtige Konjunktur nicht in ihren einzelnen Aspekten untersucht und die starke Differenzierung erfasst, die sie kennzeichnet, gelangt man zu falschen Schlussfolgerungen. Es handelt sich jetzt nicht um eine konventionelle Rezession, sondern grundsätzlich um eine Anpassung der Wirtschaft an eine Änderung der relativen Preise, und um die Wirkung der Überwindung einer völlig verfahrenen Lage. Beides wirkt zunächst rezessiv, trägt aber gleichzeitig den Keim einer neuen Aufschwungsphase in sich, die zum Teil schon begonnen hat.
Wirtschaftsübersicht
Ein komplexes Beschäftigungsproblem
Die gesamte legale Beschäftigung weist im April eine leichte Abnahme aus. Das Arbeitsministerium hat auf der Grundlage der Angaben der Unternehmen gegenüber der ANSeS, die das Rentensystem verwaltet, berichtet, dass die Gesamtbeschäftigung im privaten Bereich im April mit 6,18 Mio. Arbeitnehmern um 41.839 Personen, gleich 0,7%, unter dem Vorjahr und um 48.486 Personen, gleich 0,8%, unter März 2016 lag. Gegenüber November 2015, den letzten Monat der Regierung von CFK, sind es 84.232 Personen weniger. Im Februar 2016 lag die Zahl der Beschäftigten noch um 28.572 Arbeitnehmern über dem gleichen Vorjahresmonat.
Der Verlust von Arbeitsplätzen konzentriert sich stark auf die Bauwirtschaft, die im interanuellen Vergleich zum April ca. 42.000 Arbeiter weniger aufweist, und 366.861 Personen beschäftigt, 11,9% weniger als im Vorjahr. Ausserdem hat sich im April bei der Landwirtschaft die grosse Überschwemmung in der Pampa-Gegend ausgewirkt, mit 15.672 Arbeitsplätzen weniger als ein Jahr zuvor. Schliesslich hat sich auch die Diskussion über das Entlassungsverbot ausgewirkt, das der Kongress dann per Gesetz verfügte und Präsident Macri mit einem Veto verhinderte. Dies hat zu vorzeitigen Entlassungen geführt. Wenn man somit Sonderfaktoren ausschliesst, gelangt man zum Schluss, dass sich die Beschäftigung allgemein gehalten hat. Der Handel beschäftigte sogar 18.071 Arbeitnehmer mehr als im Vorjahr, der Gesundheitsbereich 10.905 und der Finanzbereich 4.488 Personen mehr.
Bei dieser Statistik wird die Schwarzarbeit nicht eingeschlossen, die über ein Drittel der gesamten Beschäftigten umfasst. Hier kann man von einem grösseren Rückgang ausgehen, da es sich in vielen Fällen um Gelegenheitsarbeiter handelt, so dass die Beschäftigung in diesem Bereich viel schwankender ist. Ebenfalls wird nicht berücksichtigt, dass bei den Unterbeschäftigten, die zahlenmässig nicht weit unter den Arbeitslosen liegen, eine geringere Beschäftigung besteht. Es ist nicht das gleiche, wenn jemand 30 Stunden pro Woche arbeitet, wie wenn es nur 15 sind. Dieses Phänomen ergibt sich auch bei den selbstständig Tätigen, die eingetragen sind, also die MwSt oder den festen Beitrag als Einheitssteuerzahler leisten. Dann sei noch bemerkt, dass die Zahl der Staatsangestellten (in den drei Bereichen, Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) ab 10. Dezember 2015 leicht abgenommen hat. Und schliesslich muss man noch berücksichtigen, dass jedes Jahr eine neue Generation auf dem Arbeitsmarkt auftritt, die über 300.000 Menschen umfasst. Somit dürfte gesamthaft die Arbeitslosigkeit innerjährlich gestiegen sein.
Bei der Analyse der formellen Beschäftigung im April 2016 fällt auf, dass die Einnahmen der AFIP an Pensionskassenbeiträgen u.a. sozialen Beiträgen, die alle auf Löhne und Gehälter berechnet werden, in 12 Monaten zum Mai 2016 um 43,6% gestiegen sind. Das dürften um die 10 Prozentpunkte mehr als die Lohnerhöhungen sein, so dass hier eine Zunahme der legalen Beschäftigung zum Ausdruck kommt. Die Zahlungen vom Mai entfallen auf Löhne vom April. Im Juni stiegen diese Einnahmen interanuell um 37%, etwas weniger als im Mai, aber immer noch über den Lohnerhöhungen. Der Widerspruch zur obigen Statistik des Arbeitsamtes ist schwer zu erklären.
Es gab in den letzten Monaten keine Massenentlassungen. Aber es gab weniger neue Einstellungen, und in vielen Fällen wurden die durch Pensionierung, Tod oder Rücktritt freiwerdenden Stellen nicht gedeckt. Allgemein bemühen sich die Unternehmen, ihr Personal zu erhalten. Eine Entlassung ist teuer, und wenn die Konjunktur dann wieder aufwärts geht, ist eine Neueinstellung auch kostpielig, weil es eine Zeit dauert, bis ein neuer Arbeiter oder Angestellter seine Arbeit richtig lernt. Abgesehen davon wirkt auch das System, das die Kichners eingeführt haben, bei dem bestimmten Unternehmen eine Subvention gezahlt wird, damit sie keine Entlassungen vornehmen.
Der Arbeitsmarkt weist gesamthaft eine unterschiedliche Lage aus: es besteht ein Überschuss an Personen, die eine ungenügende Schulausbildung haben und die Mindestforderungen vieler Unternehmen nicht erfüllen, und auf der anderen Seite fehlen Facharbeiter und auch gut ausgebildetes Personal. Die Consulting-Firma Adecco weist darauf hin, dass 70% der von ihr befragten Unternehmen Schwierigkeiten in diesem Sinn angeben. Ein Bericht des nationalen Institutes für technische Erziehung (INET) weist darauf hin, dass 51% der Unternehmen den Bedarf an qualifiziertem Personal nicht decken konnten. Einmal melden sich wenig Kandidaten, und dann haben diese meistens eine ungenügende Fachausbildung und keine Erfahrung.
Die Wirtschaft erfordert als Folge des Modernisierungsprozesses und der Einführung der neuen Technologie Arbeitnehmer mit einer besseren Ausbildung. Doch auf der anderen Seite hat die Ausbildung bei öffentlichen Primar- und Sekundarschulen landesweit seit längerer Zeit allgemein nachgelassen. Ein grosse Zahl von Primarschülern verlässt die Schule, ohne einen Text fliessend lesen und verstehen zu können, und auch sonst mit grossen Lücken bei ihrer Ausbildung. Die Dekadenz der öffentlichen Erziehung, die unter den Kirchner-Regierungen verstärkt aufgetreten ist, hat in der Stadt Buenos Aires und bestimmten Bezirken der Umgebung zu einem anormalen Aufschwung der privaten Schulen geführt. Das hat dann als Folge, dass die Absolventen öffentlicher Schulen bei der Suche nach Arbeit diskriminiert werden. Die soziale Kluft wird dabei verstärkt. Diese verhängnisvolle Entwicklung ist zum grossen Teil Verschulden der Lehrergewerkschaft und des Lehrerstatutes, die gute und schlechte Lehrer gleichstellen und gesamthaft das Niveau senken.
Dennoch hat Erziehungsminister Esteban Bullrich in der Stadt Buenos Aires, wo er während 8 Jahren die gleiche Funktion ausgeübt hat, einen grossen qualitativen Fortschritt erreicht, was in einem Rückfluss der Schüler von privaten auf staatliche Schulen zum Ausdruck gekommen ist und beiläufig ein Platzproblem herbeiführte. Es bleibt zu hoffen, dass Bullrich jetzt der gleiche Erfolg landesweit gelingt. Dabei muss er sich gegenüber der Lehrergewerkschaft CTERA durchsetzen, was seinen Vorgängern nicht gelungen ist. Erinnern wir darán, dass die Ministerin Susana Decibe schon unter Menem ein System mit einer doppelten Prämie einführen wollte, nämlich einmal für Lehrer, die im Sommer einen Fortbildungskurs machten, mit Abschlussprüfung, und dann bei Lehrern von Schulen, bei denen Prüfungen der Schüler ein besseres Ergebnis auswiesen. Das konnte sie nicht durchsetzen, und sie musste gehen. Die Gewerkschaft hatte gestiegt. Diese Initiative sollte jetzt wieder aufgenommen werden, und dann sollte noch mehr geschehen. Macri hat jetzt die Macht, um sich gegenüber der CTERA durchzusetzen. Nächstes Jahr, wenn es Parlamenteswahlen gibt, hingegen nicht mehr.
Abgesehen davon, müssen die technischen Schulen gefördert werden. Unter den Kirchner-Regierungen ist schon etwas auf diesem Gebiet vollzogen worden, aber es reicht offensichtlich nicht aus. Allgemein fehlen nicht Ingenieure, abgesehen von einzelnen Spezialitäten, wie Informatik, sondern Techniker, die sich für bestimmte Tätigkeiten qualifizieren.
Das Qualitätsproblem ist bei der Beschäftigungsproblematik heute so stark in den Vordergrund gerückt, dass sich die zuständigen Regierungsbeamten ernsthaft damit befassen sollten. Wenn wir Fortschritt und Modernisierung wollen, brauchen wir auch Arbeitskräfte, die dafür geeignet sind. Und wenn wir dann auch noch Vollbeschäftigung anstreben, muss die Ausbildungsproblematik in Angriff genommen werden, damit nicht eine strukturelle Arbeitslosigkeit verbleibt, die diejenigen umfasst, die niemand beschäftigen will, weil sie die Erfordernisse der angebotenen Arbeitsplätze nicht erfüllen.